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« rzu - Spreier J » « attSruhe und »u,wSrt « frrt M Hau« geliefert für Juni « wo jt — Einjelnummer 250 A — « n,etgenz » biihr : 330 A für 1mm Höhe und ein Siebentel Breit«. Briefe undSelter frei. Sei Wiederholungen tariffeper Rabatt , der al« Kassenrabatt gilt und »ertvrigrr» werde« kann, wenn nicht binnen vier Wachen nach Empfang der Rechnung Zahlung erfolgt. Amtliche Anieiaen lind direkt«n die SeschiiftSpev « der Ikarlsruher Zeitung, Badischer Staat « ,nzeiger, Karl -Friedrichsir. 14 zu senden und werden in Bereinbaruirg mit dem Ministerium de» Innern berechnet. Bei Älazeerhebunz, jwanasweiier Beitreibnnaund Konkursverfahren stillt der Rabatt fort. Erfüllungsort KattSruhe. — Im Fall« von höherer Gewalt, Streif Sperre, Aussperrung, Maschinenbruch , Betriebsstörung im eigenen Betrieb« oder iu denen unserer Lieferantenhat der Inserent lein« Ansprüche » fall» di« Zeitung «erspiitrt, in beschrLnktem Umfang« oder nicht erscheint . — Für telephonische Abbestellung von Anzeigen wird keine Gewähr übernommen. Unverlangte Drucksachen undManuskripte werden nicht zuriickgegeben und e« wird keinerlei Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen.

Sabotageakte und passiver
Miderstand .

Die sich in jüngster Zeit häufenden Sprengungen und
Bombenattentate im Bereich der französischen Eisenbahnregie
de- Ruhrgebiets und in anderen belebten Landesteilen , so auch
bei uns in Baden, haben schwerste Repressalien über unschul¬
dige. an diesen sinnlosen Anschlägen nicht beteiligte Bevölke -
rungskreise gebracht. Die Brutalität der Besatzungsbehörden
wird dadurch 'nur gesteigert, irgend ein Erfolg für die deutsche
Sache keineswegs erreicht ; wobl aber wächst mit der Zahl sol¬
cher Anschläge die Gefahr , das; es verbrecherischen Elementen
gelingt, uns von jener eindeutigen Linie des passiven Wider¬
standes abzubringen , die eS bisher vermochte, in der Welt die
Erkenntnis von der Gerechtigkeit unseres Abwehrkampses mehr
und mehr zu fördern.

Nicht allein in deutsch-völkischen , auch in deutschnationalen
Kreisen ist splche Einsicht nicht lebendig. In einer Polemik ge¬
gen die „ Possische Zeitung " brachte es die deutschnationale
„Deutsche Tageszeitung " fertig, die Eisenbahnsprengungen als
„Akte deutscher Notwehr gegen brutalste Vergewaltigung und
erbärmlichen Raub " zu bezeichnen. Wenn die „ Possische Zei¬
tung " die Repressalien wegen der Sprengung von Windschläg
in Baden beklage , so arbeite sie an der „ Verwirrung der öf¬
fentlichen Meinung in Deutschland " und zwar aus jener
„ pseudo - pazifistischen wehleidigen Stimmung heraus , die jedes
Volk rettungslos in völlige Versklavung hereinführen müsse".
Auch gegen die amtliche badische Bekanntmachung wegen der
Sprengung in Windschläg wandte sich das deutschnationale
Blatt mit der Erklärung , der badischen Regierung fehle jedes
Verständnis dafür , dass eS für unsere Zukunft entscheidend sei ,
ob der Versuch der fran - fischen Eisenbahnregie ' Erfolge habe
oder nicht . (Leider hat sich auch ein Karlsruher Blatt zu ähn¬
lichen, wahrlich nicht angebrachten Angriffen hinreissen lassen.)

Jene Auslassungen des deutschnationalen Organs werden
vom „Vorwärts " in schärfster Form zurückgewiesen und mit
folgenden Ausführungen beantwortet :

„Wenn die Franzosen von der Aufgabe des passiven Wider¬
standes als Vorbedingung für Verhandlungen sprechen , so
scheinen sie. nach den Äusserungen ihrer Presse zu urteilen ,
die sich häufenden Attentate in erster Lr^ ie im Auge zu haben.
Im Interesse der Ruhrbevölkerung und auch aus aussenpoliti-
schen Gründen würde es deshalb unbedingt zu begrüssen sein ,wenn auch die Reichsregierung unzweideutig und mit der nöti¬
gen Schärfe sich gegen alle solche Versuche , den passiven Wider¬
stand in einen aktiven zu verwandeln , wenden würde . Auf
keinen Fall darf das Schweigen der Reichsregierung den
deutsch-völkischen und deutsch -nationalen Katastrophenpolitikern
das Recht geben, ihre sinnlosen Zerstörungsakte als nationale
Taten hinzustellen, die eigentlich vollständig im Sinne der Re¬
gierung gelegen seien . Die Nachrjchten der letzten Tage zei¬
gen , dass ein scharfes Eingreifen der Regierung und ein Zu¬
sammengehen zwischen der Reichsregiermig und den Landes¬
regierungen unbedingt notwendig ist , wenn nicht grösste , viel¬
leicht nicht wiedergutzumachende Schäden angerichtet werden
sollen ."

Ndindersieitsregierung
in Mürttemberg .

N .-S . Stuttgart , 16 . Juni 1923.
Der Tod des dem Zentrum angehörigen Innenministers Graf hat

das politische Leben Württembergs in starke Unruhe versetzt . Die
Vereinigte Sozialdemokratie hielt den Zeitpunkt für ge¬
kommen , ihrerseits Ansprüche auf das sicigcwordene Innenministerium
geltend zu machen. Sie begründete das damit, daß sie durch den
Zusammenschluß mit den Unabhängigen , denen sich damals auch noch
zwei Kommunisten anschlossen , zur stärksten Fraktion innerhalb der Re¬
gierungskoalition geworden sei und deshalb einen stärkeren politischen
Einfluß auf die Gestaltung der Regierungspolitik haben niüsse .

Demgegenüber vertrat sowohl Staatspräsident Dr. Hieber , wie
insbesondere auch das Zentrum den Standpunkt, daß der Tod
eines bisherigen Ministers keine neue politische Si¬
tuation schaffe , also auch nicht zum Anlaß einer so starken Ände¬
rung in der Regiemngszusammensetzung genommen werden könne. Fürdas Zentrum wurde außerdem geltend gemacht, daß es geradezu
ein Mißtrauensvotum wäre, wenn ihm ein Ministerium , das es
bisher inne hatte, und für das es in dem bisherigen Minister Bolzeinen durchaus geeigneten Kandidaten stellen konnte, nun vorent¬
halten würde. Eine Entscheidung des Staatspräsidenten in diesemSinne würde also zweifellos zum Rücktritt drS Zentrums gr-uhtt haben.

Dann wäre eine Regierungsbildung im Sinne der Fortführung der
jetzigen Politik überhaupt nicht möglich gewesen ; denn Demokratie und
Sozialdemokratie verfügen zusammen nur über 42 von 101 Abgeordntten,wahrend Zentrum und Deutschnationake zusammen 51 Abgeordnete
haben , denen dann noch 4 Abgeordnete der Deutschen Volkspattei zu¬
mrechnen gewesen wäre.

Ein « solche völlige Umdrehung des Regierungskurses ln Würt¬
temberg im jetzigen Augenblik und im Hinblick aus die statten Versuche
^er Dkutschnationalen, auch in Württemberg den Ralionalsozia -
isten den Boden zu ebnen und Herrn von LhlanderS Agitatlons -

Nünd« zu öffnen, wäre im Hinblick auf die gesamtdeutsche Lage un -' « rantwortlich gewesen . Man hatte bei den anderen Koalitions-'atteien — u. besonders gitt dies von Staatspräsident vr . Hieber selbst —
urchaus Verständnis für daS Verlangen der Sozial -
« mokratie nach stärkerem Einfluß und Anteil an Re¬
te,ung und Verwaltung . Und man bemühte sich auch ehrlich,Anstteq« zu finde» u . a. auch durch Schaffung von Staatsrä -

Mit eiuer Beilage :

len , ähnlich denen in Baden . Aber man mußte angesichtsdes vergifteten Agüiattonsschlagwottes „Drang nach der Futterkrippe "
doch auch peinlich darauf halten, daß keine neuen Stellen ge¬schaffen wurden , denen sofott der Charatter der Bersorgungs -
stellrn angehängt worden wäre . So handelte es sich darum, zu
suchen und zu prüfen, wo für frei werdende Posten geeignete
Persönlichkeiten aus der Sozialdemokratie zur Ver¬
fügung stehen .

Darüber lvaren Verhandlungen in vollem Gange , als
StaatspräsidentOr. Hieber den bisherigen Justizminister Bolz zumMinister des Innern und den bisherigen Kanzleidirektor des
Justizministeriums , Oberregierungsrat Bayerle (Ztr .s zum Justiz¬minister ernannte . Die Sozialdemokratie erklätte daraufhin ,daß sie nicht weiter in der Lage sei , an der Regierung
teilzunehmen , und ihr Minister Keil bat um Enthebung seinesAnites als Arbeüs - und Ernährungsministtr.So sehr man auch begreifen kann, daß di« Sozialdemokratie gerne
raschere Erfolge für ihre Bemühungen gehabt hätte, muß man doch
sagen, daß dieser Schritt übereilt war und einen so beklagenswerten
Mangel an politischemAugenmaß offenbart, daß man annehmen muß ,es haben bei diesem Entschluß noch ander« Gesichtspunkte mitgespro-
chen, die zunächst verschleiert werden sollen. Die Sozialdemokratiehatte selbst vor dieser Entscheidung offen ausgesprochen, sie durch¬schaue di « Taktik derRechten , sie (die Sozialdemokratie) ausder Regierung hinaus zu ekeln , um ihrerseits dann
stärkeren Einfluß aus die Regierung zu bekommen . Daran hätte sie
auch bei ihrem Rücktritt selbst noch denken sollen . Die Deulschnatio -nalen meldeten sich natürlich gleich nach Austritt der
Sozialdemokratie und kündigten an , sie werden von Fall
zu Fall entscheide», wie sie sich zu der Minderheitsregierung Hieberstellen, keinesfalls würden sie aber dulden , daß die Sozial¬demokratie nun geheime Regierungspartei würde .Die Regierung selbst denkt natürlich auch in ihrer neuen Ge¬
statt nicht daran , an ihrer bisherigen Haltung irgendetwas zu ändern , vr . Hieber ist yon der Notwendigkeitklar republikanisch - demokratischer und gerecht - sozial erPolitik als unerläßlicher Voraussetzung einer Wiedrrgesundung des
Reiches und seiner Länder so sehr überzeugt, daß er davon nicht ab¬
gehen kann noch tvird. Er wird darum auch die Versuche , Ange¬hörige der Sozialdemokratie noch mehr in verant¬
wortliche Beamtenstellungen hereinzubringen , um daSVertrauen dieser Kreise zum Staat und zur Verwaltung zu festigen ,ruhig weiter verfolgen . Aber er wird auch ein sorgfältigerHüter und Sachwalter all der Angelegenhesten und Erfordernisse sein,die in einer Volksgemeinschaft und rinem Staatswesen beschlossenliegen und die nicht nach Willkür und Laune augenblicklicher Stim¬
mungen umgebogen werden können . Von den Deutschnationalen weißman , daß sie die Dinge wieder rückwärts drehen wollen ; di« Sozial¬demokratie hat es also nach wie vor in der Hand, diese Versuche zuvereiteln, indem sie die Regierung Hieber unterstützt. Die nächsten
Wochen werden hierin Klarhest schaffen .

Schlageter und Ludendorkk.
Die widerrechtliche Erschießung des Schlageter durch die

Franzosen wird von rechtsstehenden Kreisen zu einer üblen
Hetze gegen alle diejenigen ausgeschlachtet, die in unserem,Mwehrkampf immer wieder zur Besonnenheit mahnen . Wasanders soll es bedeuten, wenn bei einer Trauerfeier in Mün¬
chen Hitler die Phrase gebraucht, das deutsche Voll sei eines
Schlageter „nicht wert " ? Oder was meint General Luden¬dorff, indem er eine „Kundgebung" an die deutschen Offiziers -Verbünde zur Errichtung eines Schlazeter -Deirkmals erlässt,bas ein Mahnzeichen sein soll, ,m>ie tief wir durch Ehr - und
Wehrlosigkeit gesunken" seien ? Mit Recht wendet sich in der
.„Vo -sischen Zeitung " Dr . A-brecht Graf Montgelas gegen Die
.Unehrlichkeit derjenigen , di : in dieser Weise mit 'dem toten
Schlagetor Missbrauch treiben . Er erwähnt , dass der katholischeDechant Prälat Neumann in seiner Trauerrede bei der El -
berfelder Totenfeier am «Sarge Schlageters erzählte , dass der
gutot Tode Verurteilte versichert habe, erwerbe , falls es seinenFreunden gelingen sollte, ihn zu befreien , das Gefängnis nichtverlassen, weil er den fremden Soldaten , die ihn pflichtgemässbewachen müssten , keine Ungelegenheiten bereite» wolle. Graf
.Montgelas bemerkt dazu :

Die Gesinnung , die in dieser Äusserung Schlageters sich
.kundgibt, zeugt für den ehrlichen und echten Charakter des
Mannes . Auch wer von der Zwecklosigkeit seines Opfers , so-
weit das Geschick des Gesamtvaterlandes in Betracht kommt,
.überzeugt sein muss , wird ihm die Hochachtung, die solch«
.Gesinnung verdient, nicht versagen . Denjenigen aber , die
.seine Tat verherrlichen, scheint die Größe dieser Gesinnung
nicht zum Bewusstsein gekommen zu sein, sonst würden sie
nicht bas , was er am Feind sich zu tun weigerte , am Volks-
genoflen vollbringen. Sie würden nicht durch Ausbeutungseines Opfers ihrem politischen Gegner in der Heimat schadenwollen. Grneral Lndendorff spricht vom Dienst für das Va¬terland . Kein Zweifel, Schlageter glaubte , seinem Vaterlandeinen Dienst zu erweisen. Woher aber nimmt der General
a . D . das Recht , diesen subjektiven Glauben in eine Objektive
Tatsache nmzudeklarieren . Die Bevölkerung am Rhein und
an der Ruhr , das übrige deutsche Volk, das ganze. Vaterland
durch seine Regierung hat diepassive Resistenz als Abwehrmit¬tel gegen den französischen Eindringling erwählt . Dieser Wi¬
derstand ist unsere Waffe, seine Durchführung unser Fold-
zug -plan .

Was hätte der General dazu gesagt, wenn er an einem Ab¬
schnitt der Front , als Tell seines Feldzugsplanes , den Stel¬
lungskampf befohlen hätte , und ein paar junge begeisterte
Offiziere eine» andern Armeekorps wären in diesen Abschnitt

34. öffentliche Sitzung über die Verhandlungen des

gekommen und hätten erklärt , dort sei her Feind und siewollten ihm schaden, und „nur so im Schützengraben liegen "
fei Feigheit ? Und dann wären sie lvsgesKrmt und hätte »die ganze Front durcheinander gebracht. Wenn diese jungenEiferer bei der Expedition chr Leben eingebüßt hätten , hättedann der General ihnen eine Kundgebung gewidmet? Wären
sie gesund zurückgllehrt , hätte er ihnen nicht durch ein Krieg»-
gericht den Prozess machen lassen ?

Herr General Lndendorff, der Generalstab in diesem Nach-
kriegskrieg ist die deutsche Regierung und der General ist zur¬zeit Dr . Cuno . Jeder Deutsche — und mögen seine Beweg¬gründe noch so ehrenwert sein, fein Unmut und sein Unge¬stüm noch so begreiflich —, der die Disziplin in diesem Kriegnicht bavahrt , handelt nicht im Dienst des Vaterlandes !Wenn im Rheinland oder in Westfalen ein einzelner oder!die Menge in einem Ansall von Empörung zur aktiven Ab¬
wehr greift , ohne die Folgen zu bedenken , so wäre das ange¬
sichts des unerträglichen Druckes der Eindringlinge menschlichzu verstehen . Ganz etwas anderes aber ist es, wenn jemandauS eigenem Antrieb oder im Dienste eines Geheimbnndes indas vom Feind bösetzte Land sich begibt, mit der ausgesproche¬nen Absicht , sich als 'Sokdat zu betätigen .So sollte das Beispiel Schlageters , anstatt Unbesonnene zttweiteren Unbesonnenheiten anzuspornen, eher darüber be¬
lehren, was sie als Bürger dem Vaterland schuldig sind . Heutejedenfalls ist es Pflicht jedes Deutschen, auf die Männer zuhören, die vor unserem Volke und vor der Welt die Verant¬
wortung tragen . Diese Verantwortung hat nicht Lndendorffund haben nicht die, die zu ihm heute noch als einem Führer ,des Volkes aufsehen . Diese Verantwortung liegt bei den amt¬
lichen Stellen , die immer wieder vor Sabotageakten gewarnt
haben .

iPolittedbe Neuigkeiten.
Deutscher Reichstag.

Beginn nachmittags 3 Uhr.
Der Gesetzentwurf über wertbeständige Hypotheken wir »

ohne Erörterung dem Rechtsausschuss überwiesen; ebenso die
Novelle zum Hypothekenbanhgesetz . Es folgt die zweite Be¬
ratung des Entwurfes eines Gesetzes über das Zusatzabkom¬men zum Abkommen vom 6. Dezember 1920 zwischen dem
Deutschen Reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft , be¬
treffend schweizerische Goldhypotheken an Deutschland und ge¬
wisse Arten von Frankenforderungen an deutsche Schuldner .Der Ausschuss (Berichterstatter Abg. Dietrich -Baden, Dem .)
hat die Vorlage angenommen und eingefügt: werde im Falleder Veräußerung eines mit einer Gläubigerfrankengrund¬
schuld im Sinne des Zusatzabkommens belasteten GrundstückesSteuern , Abgaben oder Kosten nach Maßgabe des Veräuße¬
rungspreises berechnet, und wird bei der Bestimmung des
Veräusserungspreises der Wert der Glaubigerfrankengrund -
schuld mit angerechnet, so ist ihr Ertrag in Mark zum Kursevon 100 Franken gleich 81 Mark umzurechnen. Das Gesetz!tritt mit dem auf die Verkündigung folgenden Tag in Kraft .— Ferner schlägt der Ausschuss folgende Entschließung vor, die
Reichsregierung zu ersuchen , auf Grund von 8 108 Absatz 2
der Reichsabgabenordnung mit Zustimmung des ReichsratS
zu verordnen , dass deutschen Grundstückseigentümern, auf de¬
ren Grundstück Gläubiger frankengrundschulden im Sinne deS
deutsch - schweizerischen Abkommens vom 25. März 1923 lasten,und bei denen unter Berücksichtigung ihrer allgemeinen Ein¬
kommens- und Vcrmögensverhältnisse ein besonderes Entge¬
genkommen geboten erscheint , bei den Steuern vom Einkom¬
men und Vermögen Erleichterungen gewährt werden, mrt
ihnen die Ansammlung von Mitteln zur dereinstigen Abdek-
kung der Frcrnkengrundschuldeu zu ermöglichen .

Äbg. Schuly -Bromberg (D . Ntl.) beantragt , wegen einzel¬ner Bedenken Zurückverweisung an den Ausschuss. Der Antragwird abgelehnt . Bei der Abstimmung über den Abänderungs-
antrag desselben Abgeordneten, stellt sich Beschlussunfähigkeitdes Hauses heraus . Präsident Lobe beraumt die neue Sitzung
auf Uhr an .

In der neuen Sitzung wird der Antrag Schultz -Momberg
abgelehnt und die Vorlage mit der Entschließung des Aus¬
schusses angenommen . In der gleich darauf vorgenommencn
dritten Lesung werden die Beschlüsse der zweiten Beratung be¬
stätigt .

Hierauf kommt die Novelle zum Landessteuergesetz zur zwei¬
ten Lesung . Der Ihpsschuss hat den Artikel 5 der Regierungs¬
vorlage gestrichen, wonach die Umsatzsteuer zugunsten der Ge¬
meinden um Ä Prozent , also auf 2 ' b Prozent erhöht werden
sollte. Der Ausschuss beantragt , den Geineindcn 15 Prozent
des Aufkommens der Umsatzsteuer zu überweisen. Weiter hat
der Ausschuss die vorgeschlagene Scknrnkverkehrs- und Viehhal¬
tungssteuer gestrichen und bei den Getränkesteucrn bei Sekt
und Trinkbranntwem die höchste Besteucrungsgrenze auf 15
Prozent des Kleinhandelspreises bemessen , anstatt 30 Prozent
in der Regierungsvorlage .

Reichsfinanzminister Dr . Hermes weist in seiner Begrün¬
dung die gegen die Reichsfinanzverfaffuna gerichteten Angriffeals unberechtigt zurück . Nicht sie sei Schuld an der Finanznotder Länder und Gemeinden, sondern diese Not treffe auch daS
Reich in demselben Umfange. Erst wenn Wirtschaft und Fi -
mauz die i -sit fehlende Stetigkeit erreicht haben, sei eine grund¬legende Reform der Reichsfinanzverwaltung möglich . Der
vorliegende Gesetzentwurf lasse deshalb die Grundlagen unse¬
res Steuersystems unberührt und beschränke sich auf die Aus¬
stattung der Länder und Gemeinden mit erhöhten Reichsantei¬
len . Noch mehr als die lange Dauer der AuSschussberatungelß

Badischen Landtags. {
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bedauere ,üt . Reichsregierung, bi« , vom Ausschutz ^beschlossenenÄnderu»lgcn -der Vorlage . Die Streichung der vorgefcblagenenErhöhung der llmsatzsteuer um 4L» Prozent und die gleichwohlvom Ausschuß Geschloffene Erhöhung der Gcmeindeanteile , be - .deute für das Reich eine finanzielle Belastung von kaum abseh¬barer Tragweite . Der Ausschuß hat der Novelle einen provi¬sorischen Charakter verliehen durch seinen Beschluß, daß. daSErsetz am 1 . April 1925 außer Kraft treten soll. Verschiedene«ndere, vom Ausschuß beschloffene Mehrbelastungen des Rei¬ches machen es der Regierung schwer, schleunig« Verabschie¬dung der Vorlage zu erbitten . Die Finanzlage der Länder«nd Gemeinden ist nach her genaueren Festlegung des Bertei-kungSschlüffels nicht so trübe , wie fie vielfach angesehen wird.Wir hoffen, bald zu einem Finanzausgleichsgesetz zu kommen,daS eine endgültige und dauerhafte Regelung unserer Steuer¬verhältnisse bringt .
Abg . Koch -Weser (Dem.) : Wenn der Minister nicht einekünftige große Reform angekündigt hätte , müßte unser Pro¬test gegen das jetzige Svstem noch schärfer sein . Der Entwurfbringt nur kleine Verbefferungen . Wir brauchen einen Abbaud«S zentralistischen Stfftems . Auch ein überzeugter Uni¬tarier kann nicht mit der Methode einverstanden sein , mit derhier den Selbstvcrwaltungskörpern jede Selbstverantwortunggenommen wird . Nach der Vorlage will das Reich den Ländernund Gemeinden mehr geben, als es selbst .einnimmt , also mußdie Notenpreffe noch mehr als bisher in Anspruch genommenwerden . Was aber soll werden, wenn man von uns in einigenMonaten vielleicht die Stillegung der Notenpreffe verlangt .Abg. Oberfohren (D . Ntl . ) : Länder und Gemeinden müssenihre steuerliche Selbständigkeit wieder erhalten . Der vorlie¬gende Entwurf kann uns nicht befriedigen. Er ist zum Torsogeworden, weil der Fmanzminister sich nicht mit der notwendi¬gen Energie für ihr Kernstück, die Umsatzsteuererhöhung, ein-gesetzt hat.

Reichsfinanzminister Dr . HermeS protestiert gegen diesenVorwurf . Im Ausschuß habe gerade ein deutschnationales Mit¬glied sich gegen eine übereilige Verabschiedung der Vorlage er¬klärt . Redner protesttert auch gegen die Angriffe auf die Erz-» ergersche Finanzreform , mit der sich Erzberger ein bleibendesVerdienst erworben habe. In ruhigen Zeiten werde eine Rach .Prüfung dieses Werkes möglich sein . Falsch sei aber die Mei¬nung , als ob nach der Erzbergerschen Reform Gemeinden undLänder mit ihren ihnen in der Vorkriegszeif zustehendenSteuermitteln auskommen könnten. Zu Reformen werde erstets bereit sein, niemals aber an den Grundlagen der Erz -hergcrs -ben Finanzreform rütteln kaffen .Abg. Scholz (D . Vp. ) : Wenn bei dem bundesstaatlichen Charak¬ter des Reiches eine Zentralisation der Verwaltung nicht mög¬lich ist, dann mutz man sich auch zu einer Dezentralisationentschließen. Den Gemeinden ist nur die Gewerbesteuer ge-Bkiebckn , darum wird sie über Gebühr angespannt . Wir dürfenaber auf diesem Wege nicht weiterschreiten. Wir muffen das2bei an der Wurzel fassen und zum alten Steuersystem zu¬rückkehren . Dem Reich müssen tue Vermögens - und Besitz-fteuern , den Ländern die Einkomrnensteuern und den Gemein¬den Zuschläge zu den Einkommensteuern überlassen werden.Abg. Beims (Soz .) : So lange der Besitz steuerlich nicht rich¬tig erfaßt ist. wird keine Finanzreform Wandel schaffen kön¬nen . Wir konnten vor dieser kräftigen Erfassung des Besitzesnicht einer Erhöhung der Umsatzsteuer zustimmen . Der un¬möglichen Finanzlage der Gemeinden muß ein Ende gemachtwerden. Jetzt können sie die Besoldung ihrer Beamten nurdadurch «mfbringen , aß fie die an das Reich abzulieferndenSteuern unterschlagen.
Nach 7 Uhr wird die Weiterberatung des Landessteuer¬gesetzes abgebrochen und die dritte Lesung des Gesetzes zurBekämpfung der Geschlechtskrankheitenvorgenommen.Abg . Mumm (Dt . Natl .). macht die Stellungnahme derMehrzahl feiner Freunde von der Beantwortung der Frageabhängig, ob die Ausführung des Gesetzes so straff gehandhabtwerden soll, aß Zustände wie in Hamburg nicht allgemein etn-reißen können.
Abg . Wulle (Dt . Volk . ) protestiert gegen die Vorlage und da-

?
legen, daß der dem Reichstag nicht angehörende Prof . Judas¬ohn hier dem Salvarsan eine Lobrede gehalten habe.Reichsminister des Innern Dr . Oeser : Die Regierung hatden lebhaften Wunsch, daß die Vorschriften des Gesetzes nichtdurchlöchert werden. Sie will im Einvernehmen mit den Lan¬desregierungen den Kampf gegen die Prostitution auf derganzen Linie aufnehmen . Der Abg. Wulle irrt , wenn erglaubt , die Heranziehung eines besonderen Kommentars durchdie Regierung sei ein außergewöhnlicher Vorgang . Auch Ro¬bert Koch ist früher von der Regierung zu Reichstagsverhand¬lungen hinzugezogen worden.
Abg . Heydemann (Komm.) erklärt , die Kommunisten würdengegen dieses Schandgesetz stimmen.Die 88 1 bis 3 werden darauf mit großer Mehrheit ange¬nommen . — Bei 8 4 wird auf Antrag des Abg . Dr . Marx (Ztr .)die Regierungsvorlage wieder hergestellt, wonach die Strafver¬folgung der Geschlechtskranken wegen Beischlaf nur dann vom

Strafantrag afchängig gemacht wird , wenn es sich nmEhe -gatten oder̂ Werlobte handelt . — Bei § 6 beantragt der Abg.
. Kahl (D . Ppt .) die Wiederherstellung der Regierungsvorlage .Darnach soll das ärztliche Behandlungsmonopol neben den
ansteckenden Geschlechtskrankheitenauch für Frauenleiden ufw.gelten . — Reichsinnenminister Dr . Oeser unterstützt den Bor-

, redner . — Nachdem Frau Abg. Schröder (Soz . ) sich dagegenausgesprochen, wird der Antrag Dr . Kahl in namentlicher Ab¬stimmung mit 152 gegen 143 Stimmen bei 5 Enthaltungenabgelehui und 8 6 sodann in der Ausschußfaffung mit 166 gegen150 Stimmen bei 7 Enthaltungen augenomme«. Darnach istdie Behandlung nur approbierten Ärzten den unter ver¬antwortlicher Leitung von Ärzten stehenden Personen gestattet.Die Fernbehandlung ist verboten.Der Rest des Gesetzes wird mit großer Mehrheit in derFassung der zweiten Lesung angenommen . Die Schlußab¬stimmung ergibt mit großer Mehrheit die Annahme des Ge¬
setzes.

Nächste Sitzung Dienstag nachmittag L Uhr . Tagesordnung :Kleinere Vorlagen , Weiterberat »»-» des Landessteuergefetzes. —
Schluß gegen 9 Uhr.

Die ‘
Rcparationsfragc .

London, 19. Juni . Der Meinungsaustausch über daS deutscheAngebot erleidet weiteren Aufschub , weil die belgische Stellungzu der von französischer Seite vorgeschlagenen Antwort
^ aufLord CürzonS Fragen durch die Regierungskrise verzögertwird. Der Brüsseler Korrespondent der „Times " glaubt zuwissen, daß Poincare darin das Verlangen stellt, die deutscheRegierung solle den staatlichen Funktionären anbesehlen , denWiderstand einzustellen und bei der Verwaltung mitzuwirken .Ein weiterer Punkt der Pariser Antwort soll besagen, daßFrankreich bereit sei, zu einer unsichtbaren Besetzung nach derMethode der ersten Okkupationstage zurückzukehren. Der Pa¬riser Korrespondent der „Times " berichtet, daß außerdemFrankreich beabsichtige , sofort einige der zwischen dem besetztenund unbesetzten Gebiet bestehenden Barrieren zu beseitigen.Während der englisch-französischen Verhandlungen solleDeutschland den Export von Kohlen und Koks nach Frankreichungehindert gesck -ben lassen , andererseits solle das französisch¬belgische Ausfuhrverbot für Ruhrprodukte außer Kraft treten .Die englisch« Vermutung , daß der Hauptpunkt der belgischenRegierungskrise nicht die IFlamenftage , sondern die Ruhr¬politik betreffe , wird durch Berichte der „Daily News" und der

„Morning Post " dahin präzisiert , daß die belgische Regierungernsten Grund habe zu befürchten, daß die Sozialisten und dieChristlich -Demokraten im Begriffe sind , der Regierung eineschwere Niederlage zu bereiten . Die kritische Frage rühre ausdem kürzlich eingebrachten Gesetzentwurf her , wonach währendder Ruhrbesetzung die Militärdienstpflicht von zehn auf vier¬zehn Monate verlängert werden soll . Eine Niederlage wäreumso peinlicher gewesen , als der König durch den veröffent¬lichten Brief den Antrag des Kriegsministers unterstützt habe.
(Franks . Zeitung ) .London, 18. Juni . Der Pariser Berichterstatter der „Times "

kündigt an , daß auf franz . Seite die Neigung, sich in freund-schaftlichem Geiste mit Deutschland über einen gleichzeitigenAbbau des passiven Widerstandes und der Unsichtbarmachungder franz . Besatzung!zü unterhalten , im Wachsenbegriffen sei,wenn die deuffche Regierung sich dazu entschließen könnte, inirgend einer Form deutlich erkennen zu geben, daß sie mitFrankreich eine derartige Unterhaltung zu führen wünsche .(Das ist doch ganz selbstverständlich. Red. ) Eine geeigneteFormel für derartige Besprechungen würde die Wiederauf¬nahme der Kohlenlieferungen an Frankreich und Belgien bil.den im Austausch gegen Frankreichs Zugeständnis , einen un¬gehinderten Warenverkehr zwischen dem besetzten u . unbesetztenGebiet zu gestatten. Alles, was auf deutscher Seite nötigwäre , seieine an die Bevölkerung des Ruhrgebiets gerichteteErklärung , inder die Berliner Regierung es der Ruhrbevölkerung frei gibt,ihre wirtschaftlichen Beziehungen zu den BesahungSmächtennach ihrem freien Ermessen zu regeln . Dann werde sich vonselbst Herausstellen, wie weit die Behauptung zutreffend sei,daß der Widerstand im Ruhrgrbiet spontan sei und von derBerliner Regierung nicht beeinflußt werden könnte.London, 17 . Juni . Lord Robert Cecil erklärte in einer Redein Liverpool, daß das ganze Kabinett und alle Parteien desUnterhauses einstimmig der Ansicht seien, daß England dieSache des Völkerbundes mit größtem Nachdruck zu fördernhabe. Die wichtigste Aufgabe , 'die dem Völkerbund gestelltsei, bestehe darin , durch Verträge den Frieden zu sichern undden Abbau der Rüstungen herbeizuführen . Verträge zwischenfesten Gruppen seien dazu der einzige geeignete Weg, dennkein Volk der Welt sei gewillt, sich in neue Kriege zu stürzen ,um den Frieden
'
zu sichern. Deutschlands schwierige Lagezeige jetzt die größte Aussicht zur Besserung indem es ge¬lungen sei, ReparationSbrsprechungen mit Frankreich in Gangzu bringen . Er hoffe, daß man nun endlich das Stadium

überpmudtzm fetBc* tt » England de« Di » Sen ^ ihren Lauf Netzund .sich nur Befürchtungen hingab , was aus der verworrene «Lage werden könnte . (Neue Bad . LandeSztg,) .
Paris , 18. Juni . Das Ereignis de» Tages war heute fürParis ein starke« Anziehen dr« englischen Pfundes daS de»offiziellen mittleren Kurs von 74.14 erreichte und während derNachbärse au-f 74,45 stieg . - Der l«tzte offizielle Pfundkurs warain Freitag nachmittag mit 72,65 notiert worden . Am Sams¬tag zog das Pfund auf 73,15 an, um heute morgen mit 78,36zu eröffnen . — Das erneute Fallen de« französischen Frankenwird in amtlichen Kreisen als eine Überraschung bezeichnet.In Bärsenkreisen erklärt man es zum Teil dadurch, daß dieSßen Institute ihren Devisenbedarf für den Vierteljahres.uß diesmal im Hinblick auf die unsichere Lage ungewöhn¬lich früh gedeckt haben . Lsian betont aber zugleich, daß derFrankensturz zum Teil auch als Rückwirkung des Zusammen¬bruchs der deutschen Mark aufzusasscn ist . (Die Rückwirkungist allerdings nur sehr gering . Die Mark stürzt inS Boden¬lose, der Franken um ein paar Punkte . Red .)

Brüssel 18. Juni . Der König hat ThenniS mit der Kabi¬nettsbildung beauftragt . Theunis erbat sich Bedenkzeit.

Frankreichs innere Politik .
Paris , 17 . Juni . ES ist nicht ausgeschlossen , daß die inner -politische Auseinandersetzung, die in der Nacht vom Freitagzum Samstag zu der reinlichen Scheidung Mischen demnationalen Block und dem Mock der Linken geführt hat , « eit-reichendere Folgen haben wird , als ursprünglich angenommenwurde . Dem Kckbinett Poincare gehören eine Reihe links¬stehender Minister und Unterstaatssckretäre an , nämlich dieRadikaffozialisten Sarraut als Kolonialminister , Strauß alsMinister des Gesundheitswesens und Laffont als Unterftaats -sökretär der Post und Telegraphie , ferner die republikanffchenSozialisten Bidal, Unterstaatssetretär des technischen Unter¬richts, Ri », Unterstaatssekrctär der Handelsschiffahrt . Zwischeneinigen Mitgliedern des Kabinetts und Herrn Poincarö solles bereits in unmittelbarem Anschluß an die Sitzung z«ernste» Auseinandersetzungen gekommen sein.Herr Poinare , der, wie aus verschiedenen Andeutungen her¬vorgeht , am Freitag lediglich die Absicht gehabt zu habenscheint, die Linke zu spalten, soll nach der „Ere Nouvelle" ineiner am Samstag mit den linksstehenden Mitgliedern seinesKabinetts geführten Unterredung aus der peinlichen Über¬raschung über die völlig entgegengesetzte Wirkung seiner Er¬klärungen sowie die Zusammensetzung der Mehrheit , die sichum ihn geschart hat , kein Hehl gemacht haben . Er hübe voneinem Mißverständnis gesprochen , das sich bedauerlicherweiseMischen ihm «und den Radikalen ereignet habe, und er habein Aussicht gestellt, daß er die innerpolitische Debatte imSenat benutzen werde, um , seine Erklärungen zu präzisieren .Die Minister und UnterstäatSsekretäre sollen daraufhin ihreendgültige Entscheidung bis nach dieser Debatte im Senatzurückgestrllt haben . Weiterhin soll Herr Poincarö erklär !hüben, daß er, falls es zu einem Kollektivrücktritt der links¬stehenden Minister und Unterstaatssekretäre kommen sollte»die Umbildung des Kabinetts unter keinen Umständen Über¬namen werde . Rach einer anderen Version , die von mehrerenlinksstehenden Blättern bestätigt wird, soll das Exekutivkomitöder Radikalen und Radikal sozialen Partei , dessen VorsitzenderHerr Herriot ist, entschlossen sein , von seinen Mitgliedern imKabinett die Demission zu verlangen , und falls diese sichweigern sollten, sie aus der Partei ausKu,schließen .

Paris , 17 . Juni . Rach den nunmehr vorliegenden berichtig¬ten Ziffern der Abstimmung vom Samstag morgen habenfür das Vertrauensvotum 366, dagegen 162 'Abgeordnete ge¬stimmt, 42 haben sich der Stimme enthalten und 25 waren derSitzung ferngeblieben . Für die Zerrissenheit innerhalb derGruppen und den Mangel jeglicher Parteidisziplin bezeichnendist es, daß von den Radikalen und Radikalsozialisten nur 58gegen, 12 für die Regierung gestimmt und 8 sich der Stimmeenthalten haben . Bei den republikanffchen Sozialisten ist dasVerhältnis 10 für , 14 gegen das Vertrauensvotum und 7 Ent¬haltungen , bei der dem Zentrum angehörenden Gauche röpu-blieaine et democratique 59 für , 11 gegen di : Regierung und15 Enthaltungen . Von namhaften Politikern haben außer denSozialfften gegen Herrn Poincare gestimmt : von der LinkenHerriot , Painleve , Henneffh, Moro -Giafferi , vom ZenrrumTardieu , von den keiner Partei Angehörenden Mandel uUdSangnier . Der Stimme enthalten haben sich u . a . die ehe¬maligen Minister Wriand, Loucheur und Klotz .
Der Abtransport der Brodle.

Gelsenkirchen, 16. Juni . Es liegt eine deuffche amtlicheStatistik .über die täglichen Kohlen- und Koksmengen vor , diedie Franzosen und Belgier im 'Monat Mai dieses Jahres überdie Brücken bei Düsseldorf und Duisburg und auf dem Was-
« eue Musik u . Brunst in Donauescdingen .

Die . nützliche von der Gesellschaft der Musik¬freunde zu Donaueschingen nun schon mehrfach ge¬leistete Arbeit, brachte wieder eine reife Frucht : die Urauf -fiihrung van Paul Hindemiths „M a r i e n l e b e n "
(op.27), 15 Gesängen für Sopran und Klavier nach DichtungenRainer M . Rilkes . Man kennt Rilke, den Autor desschönen Stundenbuchs , als den Enthüller dichterischer Ideenin klargeschlisfenen Vergleichen. Doch der in Kristallschalengefaßte.» Lyrik gesellt sich gern ein Körnchen Verstandesschärfe,die schon bei der Lektüre seine Jntellektkraft mitunter arro¬gant erscheinen läßt . Auch „das Marienleben " ist nicht ganzfrei von solch launischex , Relativität , obwohl es an den sozusa¬gen con sordino geschriebenen Stellen dafür eine umso Mei¬sterlichere Wort -Kunst verrät - die weit über den durchschnitt¬lichen • Erzeugnissen des Madonnenkults steht . In der Ver¬tonung dieser den i 'art x>gur l 'art -Willen meidenden und indie reine Sphäre des Geistigen 'chwebenden Partien liegt auchdie Stärke der Hindemithschen Musik, welche diesmal bewuß¬ter als in seinen Einzelliedern op. 18 und noch weit eindring¬licher als in dev ebenfalls schon zyklischen Partitur „Die stilleMagd " eine konzentrierte Gesamffttmmung erreicht. Hinde-mith ist eben heute des großen Ausdrucks, fähig unter Beiseite-lassung aller nach Manier zielenden billigen Effekte. Nach der„Geburt Mariä ", nach der „Verkündigung"

, nach der prächti¬gen Schilderung von Josephs Argwohn, sind die beiden Ge¬dichte „ Vor der Passion " und „Pietst " wirklich txr gegebeneHöhepunkt des schmerzlichsten Mysteriums der Welt und dasSchlußstück „vom Tode Mariä " danach eine krönende Apotheoseitt
_ Himmelsnähe . Von solchen jeder Überbetonung des Reli¬giösen, spezifisch Katholischen fernen Köstlichkeiten aus , dse inweitgeschwungenein Melos Wortlhrik und musikalischen Aus¬druck zu höchster Synthese führen , wird dem Tondichter auchdie Klippe vermeidbar , die an andere minder zwingenden undgenialen Stellen droht und leicht zu verkrampftem Stückwerkverleiten könnte. Denn , wo der Dichter mst kleinem Eitel¬keitszusatz zuweilen sich arg ins Detail verliert , wahrt Hinde¬miths Musikalität trotz einer dabei nicht ganz zu umgehendenBenutzung des rezitativischen Parlando die einheitliche Ge¬dankenlinie, so daß selbst in diesen dem Gefühlhaften zunächstwiderstrebenden Teilen seine verwegene (und doch nicht will¬

kürliche ) Harmonik und daS stürmische Temperament seinerkapriziösen Rhythmik schließlich triumphieren . In der Gegen -wartsmusik gibt es jedenfalls auf dem Gebiete der Liedschöp¬fung mit Ausnahme Schönbergs , kaum etwas , das sich diesemkomplexen Gefüge und feiner unendlichen Fülle an neuen Ge¬danken auch nur entfernt vergleichen ließe . Praktisch stehtallerdings der weiteren Verbreitung des Werkes, das so rechtgeeignet wäre, mit viel Minderwertigem aufzuräumen , seineallzuschwere Ausführbarkeit hindernd em Wege. Nur so erst¬klassige Sängerinnen wie Frau Beatrice Lauer - Kottlar
(Frankfurt ) , werden mit Aussicht auf Erfolg sich an eine ev»greifende Wiedergabe heranwagen dürfen . Und wie diese vor¬nehme Künstlerin durch sicheres Formgefühl und wirklicheWärme der Nachempfindrrng bestach, so bereitete auch die Kla¬vierbegleitung Emma Lübekke - Jobs (Frankfurt ) , reinereine ungemischte Freude , weil ihr durchgeistigtes Klavierspieldie ungeheuren satztechnischen Schwierigkeiten ganz selbstver¬ständlich überwand . Es gab lauten , wohlverdienten Beifall ,an deni neben den beiden Ausführenden auch der anwesendeKomponist teil hatte . Zwischen den in zwei Gruppen geteiltenGesängen brachte Hindemith noch selbst eine neue zweisätzigekurze->Sonate für Viola d ’amour und Klavier zum Vortrag , jdie in der Reihe der zum op. 25 gehörenden kleineren Werke \dem altehrwürdigen Instrument klar Mid knapp in der Ar- !chitektur neue , wenn auch beschränkte Möglichkeiten erschließt . jEs wäre aber wünschenswert, wenn die sympathische unge¬künstelte Aufrichtigkeit der Sonate als willkommene Ergän¬zung der ärmlichen neueren Literatur nun der klangfeinenLiebesgeige, für die sich auch Schubert — leider vergebens —ei» setzte , wieder Eingang in die Konzertsäle verschaffen könnte!Nach einem Symphoniekonzert am Sonntag nach¬mittag (17. Juni ) , bei dem das dortige Liebhaberorchester un¬ter der Leitung H. Burkards GadeS . Nachklänge von Os-fian " und Liszts „Taffo" recht tüchtig spielte, sowie die aus¬gezeichnete Stuttgarter Geigerin Cath . Bosch - Möckelin Beethovens Violinkonzert begleitete, bot sich noch Gelegen¬heit. eine achtenswerte Ausstellung moderner Gra¬phik im Donaueschinger Kurhaus zu besichtigen . Herr MalerE . Heinrich verfolgt zusammen mit dem Berkehrsvereindabei den Aufführungen moderner Kammermustkwerke gleich¬laufende Ziele. . Das Resultat ist sehr erfreulich, zumal ihmvorerst nur Blätter aus Donaueschinger Privatbefitz und Leih¬

gaben des F . F . Kupferstichkabinetts zur Verfügung standen.Fast alle führenden Namen sind vertreten , bei Thoma , Stein¬haufen , Leib !, Menzel angefangen , bis Liebermann , Corinthufw. Es spricht für die schöne Unbeirrbarkeit der Sammler ,daß neben Bartels , Schinnerer , Joho , Meid, Heinrich u . a„auch Leute wie Marc , Munch, Nolde, Pechstein nicht fehlen.Vorbereitet wird für das diesjährige Kammermusikfest eineKollektivausstellung von dem jungen Westfalen P . A. B o e ck »stiege !, von dessen frischer Begabung schon jetzt einige Pro¬ben beredtes Zeugnis ablegen. H. Sch.

* Landeslheater . Heinrich Hensel gastierte am Sonntagals Walther Stolzing in den „Meistersingern "
. Der ausge¬zeichnete Sänger , der jedes Jahr m seiner Vaterstadt seinezahlreichen Verehrer und Freunde durch ein Gastspiel erfreut ,war wieder vorzüglich bei Stimme und verlieh auch darstel¬lerisch der Rolle besonderen Glanz . Das Publikum bereitet«ihm herzliche Ovationen .

* Landesthrater . Am Sonntag , den 24 . d- M - findet in derWandelhalle des I . Ranges vorm . 11)L Uhr eine „ MusikalischeMorgenfeier " statt , deren Programm badische Komponisten be¬streiten .' Als erste Nunrnrer gelangt das Trio op. 54 F -durfür Klavier, Violine und Biolincello von Alexander Fesca,
I einem geborenen Karlsruher , durch die Herren Julius Bürger ,! Paul Trautvetter und Ottomar Voigt zur Wiedergabe. Hie-' rauf folgen 6 Liederkompositionen des jungen Pforzheimer
j Heinrich Levinger, gesungen von Frl . Breig . Den Schluß bildet
! das hier zur Uraufführung kommende Streichquartett «Jm -! proviasationen " (op. 83 in einem Satz ) von dem FreiburgerJulius Weismann , das durch das Karlsruher Streichquartettzu Gehör gebracht werden wird. — Die für Donnerstag , den21 . angesetzte Vorstellung von Eichendorsfs „Freier " kann we¬gen Erkrankung des Herrn Höcker nicht stattfinden . Dafürgeht das beliebte Rößlersche Lustspiel „Die fünf Frankfurter " in

Szene . Herr Hubert Endlein tritt als Herzog Gustav zumletzten Mal in einer großen Rolle auf . — (Th. Gern. B .B.B,Nr . 3101 —3400.).
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rmch. Frankreich tt«b «Bdlgien ckbAeftchrru hav-n . « »

« ergleich - dieser Menge mit der- di« Derrsschland im Maige -
mit * * »Witte wenn der Ruhreinbruchunterblieben wäre, bringt
!^ mNrnu,Ltzigen Beweis -für das zänzliche Mißlingen der
» ovrinvaston, die ja angeblich wirtschaftliche Ziele verfstlgt.^ g>ie Lieferungen Deutschlands vor dem Muhreinbruch be«
»ruaen auf Essenbahnen und Wafferstrahen , wobei die Schiffs ,
^ uuaen' in Waggonladungen umgerechnet find, an 25 Ar-
U^rtstagen 68760 Waggons / die entsprechende französssch-
»elaische Leistung im Mai belief fich auf Ly 560 Wagen . Nur

dem BcchEege hat Deutschland 46 350 Wagen geliefert,
»ie fremde Besatzung hat im Mai «ruf demselben Wege 18069
« agen abgerollt . Im Mai hätte Deutschland arbeitstäglich
»1850 Magen abgefahren , die Franzosen und Belgier haben
»S nur auf durchschnittlich 582 Wagen gebracht. Im Februar
Haben die «Eindringlinge durchschnittlich arbeitstäglich 82, im
Mävz 30, im Sfcptil 320 Wagen abgerollt . «Es scheint aber, als
«ri mit der Maiziffer der Höhepunkt der Leistungsfähigkeit
« reicht . Jedenfalls bleiben die bisherigen Juniziffern wieder
Hinter dem «Maidurchschnitt stark - «rück. Datz der franzöfisch»
Helgkschen Kohlen- und Koksabfuhr jede Stetigkeit fehlt, geht
«us der Maikurve hervor, die von Tag zu Tag ganz unglaub¬
lich auf - und abschwankt . So wurden beispielsweise am 16.
Dkai 222, am 17 . Mai 1033 Wagen und am 18 . Mai wieder
, ur 263 Wagen abgerollt .
> Gerade diese Kurve zeigt unwiderleglich, datz die französtfch-
Helgische Kohlen- und Koksabfuhr nur auf die Hakdrnvorräte
«nSewirsen if$ und datz jenachdem an einer militarifier -
len Strecke Halden abgeräumt sind und eine neue Strecke be¬
setzt ist, die Leistung sich vermindert . Man vermag eben
Nichts anderes als das wegzunehmen , was offen daliegt , und
man wird dem Nichts gegenüberstehen , wenn die begueme
Beute alle ist. Dieser Augenblick rückt natürlich immer näher ,
, nd er wird da sein , wenn auch die an der nunmehr bekannt¬
lich ganz militarisierten mittleren Querverbindung lagernden
Kehlen- und Kokshalden ä»gerollt find . Da es ausgeschloffen
fit, datz die Bergarbeiter unter dem Zwang der Bajonette auch
nur einen Wagen mehr fördern , als zur Eihaltung der eige¬
nen Werke notwendig ist, wird «so die Entscheidung im Kampf
im Ruhrgebiet herankommen, wenn sie nicht «schon vorher rn-
folge seiner für die Eindringlinge ganz ossmsichtlichen Wirt-
schaftlichen Aussichtslosigkeit auf diplomatischem Wege herbei¬
geführt wird . Die Ruhrbevölkerung denkt daher , und das
kann nicht oft genug wiederholt werden , gerade jetzt weniger
«ls je an Kapitulation , die auch von der Regierung nicht er-
jjoungen werden könnte. Sie weitz die neuerliche Verkehrs»
Drosselung nicht nur als Maßnahme der Kohlen - und KokS-
»bfuhr, sondern auch als Druckmittel zu werten und zieht
daraus ebenso ihren Schlutz wie aus der ganzen französischen
Propaganda . Diese ist noch dazu «wenig geschickt , denn sie
«unterschätzt die Intelligenz und Instinkt des Mannes aus dem
Volke ganz gewiß, den es, von dem« famosen französischen Nach¬
richtendienst ganz abgesehen, mit Heiterkeit erfüllt , wenn bei¬
spielsweise auf der mittleren Ouerstrecke tagtäglich ein -langer
Kohlenzug in der Richtung Düffeldorf rollt , dessen Wagen
« lerckwürdigerweis : stets dieselben Nummern tragen und stets
in derselben Reihenfolge zusammengekoppelt sind , oder wenn
in den französischenPersonenzügen französische Zivilisten dicht
am Fenster fitzen und .überfüllte «Abteile markieren . Immer¬
hin droht hier eine gewiffe Gefahr , der, wie nicht oft genug
betont werden kann, durch rascheste einheitliche Organisation
der verschiedenen unter öffentlicher Aufficht stehenden Stra -
Henbahnen und vor allem durch Verbilligung der Fahrten be-
»egnet werden mutz . (Franks . Ztg .)

Die chinesischen Forderungen an Japan ,
die Dattung der kremdspracbigen Presse

und Japans Antwort .
Aus Peking, Anfang Mai , wird uns geschrieben:

, Die Note, «welch : die chinesische Zentralregierung am 10.
März an Japan «gerichtet hatte , um die Aufhebung der be¬
rühmten 21 Forderungen aus dem Jahre 1915 zu verlangen .
Hat den -Beifall der gesamten rein -chinesischen Presse gefunden ,
auch solcher Blätter , die sonst der R Gierung gern Opposition
Machen.
« Die Haltung der fremdsprachigen Presse war viel weniger
einmütige «Sie wies sämtliche Nuancen von der vollkommenen
Zustimmung bis zur Ablehnung , ja bis zur Verhöhnung des
Schrittes der Regierung auf . Während z. 83 . der »North
«China Star " in einem zustimmenden «Artikel erklärte , Japan
Habe auch nicht «den Schimmer eines «Rechtes für sich, China
p»ber habe sowohl das Recht und die Macht der geschlossenen
öffentlichen Meinung auf seiner Seite , äutzerten die „Peking
Daily News " die Ansicht, datz zwar das chinesische Volk und
bas Parlament den Schritt «der Regierung begrüßten , datz
Mber wenig Hoffnung auf einen praktischen Erfolg vorhanden
Märe. Wenn das Blatt weiter meinte , die einzige -Hoffnung
«für «China bestün«de darin , datz das Volk und das Parlament
ivon Japan der japanischen Regierung zur Nachgiebigkeit raten
würden , so bewies es damit eine vollkommene UnkenntnrS
Her japanischen Zustände . «Denn in Japan ist gegen«wärtig
Hie Regierung allenfalls zur Nachgiebigkeit in «Fragen der
Auswärtigen Politik geneigt, -während das Volk und «die Bolks-
ibcrtretung schon seit geraumer Zeit sehr ungchalten über den
Mangel der Energie der Regierung in auswärtigen . Fragen
And. - •

Doch dies nebenbei. Verhielt sich die »Peking Daily NcwS"
schon etwas skeptisch, so trat diese «Auffassung noch stärker bei
dem ,»Psking Leader " hervor. dn : der chinesischen Regierung i
«orivarft sich durch «die Note in eine schwierige Situation ge» l
bracht zu haben und kein Verständnis dafür zu besitzen, was j
Hei dem augenblicklichen Stande der chinesisch-japanischen Be- i
Ziehungen erreicht werden könnte und was nicht . Noch schär¬
fer äußerte sich die »Peking and Tientsin Times "

, -die prophe-
Zeite , die Note «würde eher Spott als Sympathie Hervorrufe« ,
»enn niemand könne im Ernste annehmen , datz Japan feine
lebenswichtigen Jntereffen in der Südmandschurei auf die
Korderung eines korrupten und unfähigen Parlaments und
einer im Sterben liegenden Regierung hin aüfgeben werde . «
Das Platt betonte auch Japans moralisches Recht, denn die
«schlechten Erfahrungen , die man mit der Rückgewährung
SchantungS an China« geiniacht hätte , rechtfertigten es , nun
nicht auch noch die Südmandschurei durch China ruinieren zu
kaffen . Am gröbsten aber wurde der japanische »North China
Standard "

, der erklärte , die chinesische Forderung könnte von
Japan nur als verrückt angesehen werden und Japan würde ,
wenn es den chinesischen Vorschlag überhaupt zu beachten ge-
Muhen sollte, ihn als lächerlich bezeichne ».
- Das hat nun zwar die japanische Regierung in «her ange¬
borenen japanischen Höflichkeit nicht getan , über ste hat doch
die chinesische Forderung mit aller Bestimmtheit abgeleynr,
Beachtenswert ist übrigens die «Schnelligkeit, «mit der dies ge¬
schah, denn die Antwort erfolgte bereits am 14 . März , also
-4 Tage nach der Überreichung der chinesischen Note. Natür¬
lich triumphieren »Peking and Tientsin Times " unlk »Norvh
DHrna Standard " darüber , da tzihr : PraphWeihungen eingetrof » i

fe* feitn wenkokenswert «her G datz Las letztere Matt .das vor der Entscheidung der japanischen Regierung der chine¬
sischen Regierung soviel «Grobheiten an den Kopf geworfen
hatte,- nachher einen «ganz versöhnlichen Ton arsschlug , indem
eS erklärte, die Entscheidung der japanischen Regierung sei
zum Westen des chinesischen Volkes ausgffallen und Japan
wünschte nichts sehnlicher, als ein glückliches» zufriedenes und
mit Japan befreundetes China .

« eues Suttlsckern der revolutionären
Bewegung ln Paraguay .

•** Aus Asuncion, Anfang Mai , «oird uns geschrieben:
Es ist nun schon ein volles Jahr vergangen , seit der frühere

Kriegsminister Chirife unterstützt von der radikalen Schär « .
Gruppe , die ihn als Kandidaten für die nächsten Präsidenten¬
wahlen aufstellen wollte, die Waffen gegen die von Dr . Eu-
sebio Ayala geleitete gegenwärtige Regierung erhoben hat .

Wenn die Revolutionäre von vornherein viel Zulauf erhiel.len , so war die- einerseits auf die Beliebtheit ChirifeS auchbei den Deutschen zurückzuführen, andererseits aus die un.
günstigen wirtschaftlichen Verhältnisse des Landes , das schwerunter den «uglücklichen SriegSauSgaben für Mitteleuropa zuleiden hat , denn die Landesprodukte von Paraguay haben frü¬
her ihren besten Markt in Mitteleuropa , besonders aber in
Deutschland gehabt.

Im Spätherbst 1922 erlitten die Revolutionäre eine schwere
Niederlage bei Carmen und im Februar 1923 waren nur nochim Norden des Landes vereitelte revolutionäre Banden vor¬
handen , so datz man die Revolution als im wesentlichen beendet
ansehen konnte . Allerdings war es den Regierungstruppen noch
nicht gelungen , der Hauptführer des Aufstandes , der Obersten
Chirife und Mendoza, habhaft zu werden und deshalb wurde
auch der Belagerungszustand immer wieder verlängert . Im¬
merhin schien eS , als ab die völlige Wiederherstellung von Ruheund Ordnung nur noch eine Frage kurzer Zeit sein könnte.

Jetzt aber kommen Nachrichten auS dem Innern des Landes ,
wonach der Aufstand von Neuem aufflackert. In der Gegendvon Puantapora am oberen Paraguay -Fluffe plündern zahl¬
reiche Banden von Ausständischen die Städte und die Ortschaf¬ten aus und schaffen «Lebensmittel und Vieh in das Hauptquar¬tier der Revolutwnäre . Die Obersten Cherife und Mendoza be¬
reiten alles zu einem neuen Waffengange vor. Die Regierunghat sich infolgedeffen genötigt gesehen , abermals Mannschaftendes stehenden Heeres in das Anfstandsgrbiet zu entsenven. Es
braucht kaum gesagt zu werden, wie sehr daS Land unter die¬
sen so lange schon andauernden Unruhen leidet.

Ikurze Nachrichten .
Esten, 19. Juni . Die durch die Unterbindung der letztenVerkehrslinie im Ruhrgebiet von den Franzosen erstrebte

Hungerblockade macht sich bereits bemerkbar. Auf deutscherSeite ist man mit der größten Energie am Werke, die großenSchwierigkeiten in der Lebensmittelversorgung zu überwinden .Auf französischer Seite scheint man zwar nicht die Einfuhrvon Lebensmitteln zu verhindern . Indessen kann kein Zwei-
fri darüber bestehen , daß die Franzosen in der Hungerblockade
zum Letzten Mittel gegriffen haben, um den unbeugsamenWillen der Ruhrbevölkerung zum passiven Widerstand zu bre¬
chen.

Paris , 17. Juni . Die Chicago Tribüne berichtet aus Wien :
vSn der Nacht vom Donnerstag zum Freitag habe die englischeRegierung eingegrifsen, um eine« neuen Balkankrieg zu ver¬hindern . Der englische Gesandte in Belgrad habe das Ministe,rium unterrichtet , wenn Serbien Bulgarien das von der klei¬nen Entente und Griechenland ausgearbeitete Ultimaum über¬
reiche und wenn es am Freitag die Mobilisierung anordnendann werde England Italien seine volle finanzielle und
moralische Unterstützung gewähren, um Herr der Lage zu blei¬ben. Die diplomatischen Vertreter Englands in Prag , Buka-
rest und Athen hätten dort gleichartige Vorstellungen erhoben.

18‘ Auni . In der Zeit vom 1 . bis 10. Juni hat die
schwebende Schuld des Reiches eine Zunahme von 1668 Mil -
liarden erfahren und ist damit auf 11 »13 Milliarden Mark
angestiegen. An Steuern . Zöllen und Gebühren sind 216,6Milliarden eingegangen, Zwangsanleihe 10,9 Milliarden , die
-damit 214L Milliarden gebracht hat . Für die Erfüllung von
Zahlungsverpflichtungen in ausländischer Währung in Aus -
führung des Friedensvertrages sind 69-6 Milliarden notwen -
big gewesen, und die laufenden Ausgaben der Reichsveriwal-
tung beanspruchten 1056,2 Milliarden . Die deutsche Reichs-
bahn hat einen Zu«schutz von 761,6 Milliarden beansprucht, der
durch die EinnahmeausfÄle im Muhrgebiet, durch «werbende
Anlagen , Vorauszahlung der Gehälter , Frachfftundungen nsw.
erklärt wird . Die Zunahme der schwebenden ««Schuld erklärt
sich natürlich in erster Linie durch die starke Geldentwertung ,
die erhöhte «Beträge für die Zahlung der Teuerungsbezüge der
Besoldungen und für die Ruhraktion notwendig machte.

Berlin , 18. Juni . Im Reichsfinanzministerium haben heute
nachmittag 3 Uhr die angekündigten Verhandlungen der Re¬
gierung mit den -«Spitzenorganisationen der Staatsarbeiter
ü«ber die Erhöhung der laufenden Junibezüge «begonnen . Die
Verhandlungen werden sich voraussichtlich, sofern sie über¬
haupt heute noch zu einem Ergebnis führen , bis in die späten
Nachtstunden hiuernziehen. Allem -Anschein nach rechnet man
in gewerkschaftlichen Kreisen damit , daß eine Einigung auf
der Grurtillage gefunden wird , datz vom 15 . Juni an eine
Erhöhung der Bezüge um etwa 106 Prozent Eintritt . Das
Problem der wertbeständigen Bezüge ist bisher nur kurz ge¬
streift worden , da die Vorbereitungen der -gewerkschaftlichen
Spitzenorganisationen für eine Lösung dieser Frage noch nicht
soweit gediehen sind, «daß die Gewerkschaften «dazu schon end¬
gültig «Stellung nehmen können.

Berlin , 1«8. Juni . Wie die „Deutsche «Allgemeine Zeitung "
-erfährt , fft in einer Beratung zwischen dem ReichsarbeitS -
minisierium , dem Statistffchen Reichsamt und den Vertretern
der «Epitzenorganisationen der Gewerkschaften «beschlossen wor¬
den, den Reichsinder jetzt wöchentlich festzustellen, und ihn
«jedesmal binnen 24 Stunden der Öffentlichkeit zu üb « geben,
um eine schnellere Anpassung der Löhne an die Preise zu er¬
möglichen.

Badische Übersicht .
Vadlscver Landtag .

Das Sparkaffengesetz.
Der der Wichtigkeit der Vorlage ist es angebracht, auch den

Beratungen in der Kommission , für Rechtspflege und Verwal¬
tung noch des näheren zu gedenken . Wir folgen dabei einem
Bericht des »Bad . Beobachters" , in welchem eS heißt :

Zu 8 5 des Entwurfs wurde nachträglich ein Zusatz beschlos¬
sen, daß Mitglieder des Verwaltungsrats an der Beratung
und Befchlutzsaffung über einen Gegenstand nicht teilnehme/ .

können, an ' dcm ste beterlrgt sind <8 48 Ziffer 6 der Gemeinde-
ordnung ) . Der 8' 7, nach dein aufdie Mitglieder des Berwal - -
tungsratö § 74 der Gemeindeordnung Anwendung findet, '
wurde einstimmig genehmigt. Der 8 8 bezeichnet die Gegen¬stände. die der Zustimmung der Gemeinde bedürfen. Zu M . c • '
wurde der Prozentsatz der Spareinlagen , den Darleihen , die -
die Kasse aufnimmt , nicht übersteigen dürfen, von 10 auf 20erhöht. Die Freigebigkeitshandlungen sollten den Betrag von750M Mark obne Genehmigung nicht übersteigen; die Sat¬
zung kann indes einen anderen Betrag (niederen oder höheren)bestimmen . Die Summe von 25 060 Mark wurde beseitigt, umdie Regelung der Satzung zu überlassen. Im übrigen wurde
8 8 unverändert angenommen und noch bestimmt, datz auch dieVeräußerung von Grundstücken der Genehmigung der Ge¬meinde bedarf . In 8 9 wurde die Bezeichnung » Berbandsaus -
schutz aus dem alten Gesetz übernommen und der Paragraphemstimmig angenommen . Unverändert angenommen wurdeauch 8 10. iwr bestimmt, datz alle Einzahlungen auf Namenlauten muffen und datz die eigentlichen Spareinlagen von densonstigen Einlagen getrennt zu buchen find . ? i , mit am wich- ’
hflften Bestimmungen des Gesetzes finden sich in 8 11 , wo die -
®crmonensonlafl en der Sparkassen geregelt sind ; die ordnungs¬mäßige Anlage des Vermögens garantiert die Sicherheit der -
Kaffe.

Uber diesen 8 11 fand eine längere Aussprache statt . Dar -
"

lehen gegen Hypothek sollen nicht über 60 Prozent de >- Schät - ■
Zun« betragen . Auf Antrag eines Zentrumsredners wurde für ‘ '
bte Zeit der schwankenden Verhältnisse eine Ermächtiaung an

“
bie Regierung beschlossen, einmal die Beleihungsgrenze an -derweit festzusetzen und ferner auch bezüglich der S ^ ung

'
H?bere Vervielfacher gegen seither anzuordnen und in dieserBezrehung Richtlinien zu geben .

«Für die erweiterten Sparkassen können weitere Gcldan -lagen durch die Satzungen zuzelassen werden . Diesen Be-
Stimmungen wurde die Genehmigung erteilt . Die Satzungenhaben auch zu rogeln, bis zu Lvelchem Betrag der einzelnenPerson Kredit gewährt werden darf . Nach dein Entwurf sol-len mindestens drei Viertel des Gegei-Werts der täglichenfälligen Verbindlichkeiten in flüssigen Anlagen vorhanden sein .Als solche «sollen u . a . Wechsel gelten, aus denen eine Bank -
firma haftet . Diese Vorschrift würde die Kassen nötigen, sich
Wechsel von Banken zu verschaffen, denn -die übrigen Anlagenwerden nur einen geringen Teil der flüssigen Mittel aus - •
machen. Um den Kass :n die von hieraus enbstehenden Kosten
zu ersparen , stellte ein Zentrumsredner den Antrag , die Be-
stimmunlg, datz aus den Wechseln eine Baukfirma haftet , zustreichen. Der Antrag wurde mit allen gegen eine -Stimme
angenommen . Nach Ziff . 5 «Ms . 2 des § 11 sollen wertbestän¬
dige Einlagen zugeiaffen werden, denen indes w :rtbeständige
Anlagen in gleicher Höhe gegenüberstehen müssen . Dieser Teil ' .
wurde einstimmig angenommen . Mindestens di : Hälfte der
«Spareinlagen und mindestens ein Viertel der Gesamtanlage
der Kaffe «muffen nach dem Entwurf in -Hypothsken und Mert »
«papieren des Reiches, der Länder u«sw. angelegt werden . Ein
Zentrumsantrag verlangt , datz das jtn Viertel der Gesamt »
anlage in «Wegfall komme , vielmehr entwÄer 60 Prozent der
Spareinlagen , jedenfalls aber mindestens 30 Prozent der
Gosamtanlaige genügen und datz der höhere Betrag felbstver-
ftäNdlich maßgebend ist. Die Darlehen auf -Schuldschein u>>
auf Wechsel sollen 35 Prozent und die Darlehen in laufender
Rechnung ebenfalls 25 Prozent der gesamten Anlage der
Kaffe nicht überfteigen . Auch hier verlangt ein Zentrumsan -
trag im Interesse der Kaffe die Erhöhung der zulässigen
Höchstgrenze auf je 30 Prozent . Der «Antrag wurde mit 11
gegen 8 «Stimmen -angenommen . Die erweiterten Sparkassen .
sollen außer 6 Prozent der EinlegerguÄhaben dem Reserve- -
fond -vom Übevschutz -soviel zuführen , bis 10 Prozent der Ein -
legerguthckben erreicht sind . Auf «Antrag des Berichterstatters
wurde mit 10 gegen 6 Stimmen beschloffen, datz es auch bei
dc «. erweiterten Kassen b:i den 5 Prozent verbleibt.

Dir Genehmigung der ««Satzungen der Kaffen soll durch das
Mir : . st-rium des Innern erfolgen, während die Staatsaufsicht
-über dieselben -dem Bezirksamt , für Kassen in ven -Städten
dem «Land :skommissär übertragen wird . Die Rechnungsprü¬
fung soll je nach der Wahl der Kaffe durch die Staatsbehörde
oder den Sparkassenverband geschssen .

Das Gesetz, wurde in 1 . Lesung bei einer Enthaltung ein¬
stimmig angenommen .

Das VersorgungskrrankenbausIrnrlsrube.
In den Straßen der Stadt Karlsruhe ist ein Plakat ange¬

schlagen, in welchem die Lazarettinsassen des Versorgungskran ,
kenhauses Karlsruhe wiederholt gegen die vom Reichsarbeits¬
ministerium auf 1 . Juli 1923 angeordnete Schließung dieses
Krankenhauses Stellung nehmen. Es wird darin behruptet ,
daß die badische Regierung die Auflösung des Krankenhauses
befürwortet habe, obwohl sie den Lazareltinsaffen das Gegen¬
teil versprochen habe.

- Die Badische Regierung ist über die Angelegenheit nicht be-
j fragt worden und hat demgemäß keine Stellung zu der An¬

gelegenheit eingenommen . Insbesondere umtz feftgestellt wer¬
den, daß die Behauptung des Plakats , die badische Regierung

i habe den Lazarettinsassen versprochen , auf das ReichsarbeitS-
j Ministerium im Sinne ihrer Wünsche einzuwirken, unwahr ist.

'
Etwas derartiges hat die Regierung nie versprochen . Der
badische Arbeitsminister hat einer bei ihm erschienenen Word -
nung der Lazarettinsaffen gegenüber am 4. Juni 1923 die
Gründe angeführt , welche das Reichsarbeitsministerium zur
Aufhebung des BersorgungSkrankenhauseŜ -beranlatzten : man

- sei in Berlin der Meinung , datz es für das Reich nicht tragbar
sei , fiir rund 40 Kranke eine Anstalt aufrecht zu erhalten und -
zu betreiben , die 300 Betten enthielte, dies umso weniger, alS ^
für alle Kranken , die weiterhin Krankenhausbehandlung de»

'
dürftig feien , in anderen Krankenhäusern des Landes Unter-
kunft beschafft sei . Man sei jedoch bereit, die Wünsche der
Kriegsbeschädigten dem Herrn Reichsarbeitsminister zu über- '
Mitteln .

Dies und sonst nichts -ist versprochen worden und auch ge¬
schehen .

Es ist übrigens nicht gut möglich, datz diese Vorstellung der
badischen Regierung in Berlin , die am 6. Juni 1923 hier ab»
gegangen ist, während die Kommission der Lazarettinsaffen
fd^on am 7. Juni in Berlin war , noch einen Einfluß auf di«
Verhandlungen in Berlin ausüben konnte .

Des weiteren mutz dagegen Stellui .g genommen werden, datz.
bk Unterbringung in Krankenhäusern der badischen Gemeinden
und charitativen Verbände, in die ein Teil der jetzigen Laza-
rettinsaffen überführt werden soll, als »Versklavung" bezeich¬
net wird . Es ist auch dies eine unbewiesene Behauptung, die
lediglich agitatorischen Zwecken derjenigen politischen Partei
dienen kann und soll , die nicht ablätzt, in einer unverantwort¬
lichen Weise die bedauernswerten Jnsaffen des Versorgung»-,
krankenhauses vor ihren Wagen zu spaunen und agitatorisch
aus sie einzuwirken .

Im übrigen hat die amtliche Krkgsbeschädigtensürsorge
Matznahmen ergriffen , um sowohl den in anderen Kranken- -
Häusern zu überführenden , als ' auch den zu entlastenden
Kriegsbeschädigten soziale Fürsorge in westestem Umfange zu¬
teil werden zu lasten.



Tätigkeit der LMiLbtungsausscbüsse in
Laden im i . Vierteijabr des Jabres 1923.

Über bir Tätig leit der Schlichtungsausschüsse in Baden ist
bisher eine Statistik nicht veröffentlicht worden. Um so grö-
fe teS Interesse verdient daher ein in den „Statistischen Mit -
teilungen " erscheinende Übersicht über deren Tätigkeit . In
Baden bestehen 12 Schlichtungsausschüsse. Im ersten Viertel
der laufenden JahreS waren bei ihnen 1039 Fülle anhängig ,
wovon die meisten in Mannheim , nämlich 332 , die wenigsten
in Mosbach, nämlich 33 . Von den 1039 Fällen wurden 304
erledigt. Dazu bedurfte e» 182 Sitzungen . Beim Schlichtungs¬
ausschuß Mannheim kamen durchschnittlich 2,6 erledigte Fälle
auf eine Sitzung , tn Karlsruhe 2,8 Fälle , in Mosbach nur 1
Fall , dagegen in Donaueschinqen 9,7 Fälle . Die Schlichtungs¬
ausschüsse wurden meistens von einer Arbeilnehmerorganisa -
tion angerufen . Er geschah dies 715 mal , nächstdem waren er
in 209 Fällen einzelne Arbeitnehmer . Die Anrufung durch eine
Betriebsvertretung in 66 Fällen trat dagegen sehr zurück . Ein¬
zelne Arbeitgeber oder deren Berufsorganisation haben sich
nur 84 mal an den Schlichtungsausschuß gewendet . Von den
Gewerbegruppen nahm daS Metallgewerbe die SchlichtungS-
auSschüsse 247 mal in Anspruch, der Handel 104 mal, das Nah¬
rungsmittelgewerbe 100 mal , das Verkehrsgewerbe 76 mal,daS Baugewerbe 59 mal , die Industrie der Steine und Erden
52 mal . das Holzgewerbe 52 mal , die chem. Industrie 44 mal,die Textilindustrie 44 mal . das Bekleidungsgewerbe 32 mal,die Gruppe der Land- und Forstwirtschaft , Gärtnerei und
Tierzucht 30 mal, das Gast- und Schankwirtsgewerbe 27 mal ,dar Vervielfältigungsgewerbe 18 mal , die Papierindustrie 11
mal , die Industrie der forstwirtschaftlichen Nebenerzeugnisse,der Lichte , Ole und Seifen 9 mal , daS Reinigungsgewerbe 9
mal . das künstlerische Gewerbe 8 mal , die Lederindustrie 4
mal , daS Versicherungsgewerbe 1 mal und sonstige Gewerbe¬
gruppen 97 mal.

Die weitaus meisten Streitfälle , die zur Verhandlung stan¬den, rührten aus der Anwendung der Verordnung über die
Tarifverträge und Schlichtung von Arbeitsstreitigkeiten her,betrafen also zum allergrößten Teile Lohnstreitigkeiten. Dies
waren 443 Fälle . 304 mal handelte» eS sich um die Anwendungdes Betriebsrätegesetzes, 179 mal um einen Streit über die
Verordnung über Einstellung und Entlassung . In Mannheim
und Offenburg überwogen die Streitfälle aus dem Bctriebs -
rätegesetz, in allen übrigen Ausschüssen standen an erster Stelle
die Lohnstreitigkeiten. An den Streitfällen waren im ganzen9320 Betriebe mit 360 372 Arbeitnehmern , worunter sich50 311 Angestellte befanden , beteiligt . Ein großer Teil , näm¬
lich 274 der anhängig gemachten Streitfälle , wurde von den
Parteien wieder zurückgezogen , 38 mußten zurückgewiesenwer¬den. Aus 597 Verhandlungen gingen 344 Schiedssprüche, 122
Entscheidungen und 131 Vergleiche hervor . Verhältnismäßigoiele Vergleiche erzielten Freiburg , neben 12 zurückgenomme¬nen Fällen 24 Vergleiche und 52 Verhandlungen , Donaueschin-
aen neben 9 Zurücknahmen 8 Vergleiche unter 18 Verband-
lungen , auch Konstanz neben 9 Zurücknahmen 15 Vergleicheunter 40 Verhandlungen und Bruchsal neben 11 Zurücknah¬men 9 Vergleiche unter 22 Verhandlungen . Kein Vergleichwar in Mosbach zu erzielen. 6 Streitfälle wurden dort wieder
zurückgezogen , die 21 Verhandlungen mußten alle durch einen
Schiedsspruch beendet werden. Auch in Offenburg waren ne¬ben 18 Zurücknahmen nur 3. Vergleiche unter 28 Verhandlun¬
gen . Den 344 gefällten Schiedssprüchen unterwarfen sich in124 Fällen beide Parteien , in 113 Fällen nur die Arbeitneh¬mer . in 56 Fällen nur die Arbeitgeber , in 40 Fällen lehntenbeide Parteien den Schiedsspruch ab . Hierbei schneidet Pforz¬heim besonders günstig ab, da sich dort beide Parteien 11 maldem Schiedssprüche unterworfen unter 27 gefällten Sprüchen .In Heidelberg kam es nur zu 8 Anerkennungen der Schieds¬
sprüche durch beide Teile bei 66 Sprüchen , worunter sich 23Fälle befanden, in denen keine der beiden Parteien sich demSchiedsspruch unterwarf . Zu den 344 Schiedssprüchen wurde98 mal die Verbindlichkeitserklärung beantragt , 51 mal habensie die Demobilmachungskommisiare ausgesprochen und 15 malabgelehnt. Die übrigen Fälle endeten durch Vergleiche vor den
Demobilmachungskommiffaren oder sind noch nicht entschieden .Als bemerkenswert ist hervorzuheben, daß nach Durchfüh¬rung des Verfahrens vor den Schlichtungsausfchüffen kein ein¬ziger Fall zu einem Streik oder zu einer Aussperrung geführt"' gt.

Ikurze Oacbricbten aus Waden .
Erfolge Besetzung von Dortmund Hbf., Dortmund Süd ,Hörde, Dortmunderfeld , Langendreer und der BochumerBahnhöfe sind Berkehrsmöglichkeiten zum inneren Ruhrindu¬striegebiet nicht mehr vorhanden . Personenzüge verkehrennur noch von Hamm bis Kurl , Hamm bis Oberaden , Hammüber Welver bis Wickede-Asseln , von Soest bis Wickede- Asseln,Coesfeld Wer Dülmen bis Lünen , Münster bis Sinsen , Borkenüber Dorsten bis Gelsenkirchen-Bismarck. Von hier Pendelver¬

kehr über Katernberg Nord bis Stoppenberg , Dorsten bis
Osterfeld ; westlich über Sterkrade bis Hamborn -Neumühl,

i Wesel über Hamborn -Nrumühl , Vohwinkel bis Nierenhof . Der
! Durchgangsverkehr von Hamm über Unna—Schwerte -—Elver -felb—Köln ist noch frei . Von den Zugendstationen bestehen

Straßenbahnverbindungen nach dem Innern de» Ruhrgebiets .
i ,®er Rollgebührentarif der bahnamtlickrn Güterbestättereien
! wird mit sofortiger Wirkung erhöht . Auslunft erteilen die? Statronen .
» _

Offenburg , 18. Juni . Der Kommandant des Brückenkopf-
gebietes von Kchh General Michel, gibt bÄannt : Der Bür -
germeister von Windschläg «wurde vechaftet uckd befindet sich
gegenwärtig in Untersuchung, um vor das Kriegsgericht ge¬stellt zu werden, weil er den Erlaß der Besatzungsbehörde, der
ihm ausdrücklich befiehlt, di : Eifenbochnanlagen überwachen
zu kaffen , nicht ausgeführt «hat und deshalb -in Anschlag aufdem Gebiete dieser Gemarkung möglich war und auch ausge¬
führt wurde . — Der Bürgermeister von Ebersweier wurde
ebenfalls verhaftet , weil es festgestellt wurde , daß die Übel¬
täter in großer Zahl , um ihren Anschlag auszuführen , dies«Gemeinde durchzogen haben und von ihr nicht äbgewiesenwurden . Da die persönliche Verantwortlichkeit dieses Bürger -
Meisters wenig :r in Betracht kommt, wie diejenige des Bür¬
germeisters von Windschläg und da die Gemeinde die ihr auf -
erlegt : Geldstrafe bezahlt hat, wurde er aus freien Fuß ge¬
setzt. Die andern angeordneten Sanktionen bleiben bis aufweiteres in Kraft .

DZ . Frerbur , i . Wr ., 18. Juni . Da die i» Aussicht ge¬nommene Fertigstellung von 84 Wohnungen aus dem Bau¬
programm für 1922 demnächst vollendet sein wird, hat der«Stadtrat sich damit einverstanden erklärt , daß von den still¬gelegten Bauten eine größere Anzahl voll auSge'baut refp.erheblich ^ weitevgefördert wird . Durch Ausbau des Evang .Stifts können gleichfalls weitere Wcihnungen erstellt werden,w —halb für diese Umbauten ein städtischer Zrrschuß von 100
Millionen Mark bcwilligt wurde . Jen gangen dürften sichdie Anforderungen für dieses auf über WM Millionen
Mavk stellen . Davon sind weit^ !̂ 1400 M . neuerlich bewilligtworden , — In der Stadt Freibura ' . Br . sind für das
„Deutsche Volksopfer" bisher im ganzen über 126 Million :«
Mark gesammelt worden . — Die Vergnügungssteuer hat im
Mai über 20 Millionen Mark , die Auifenthaltssteuer über
17 Millionen Mark erbracht.

DZ . Badenweiler 18. Juni 1923 . Bei der gestrigen Bür¬
germeisterwahl wurde Dr . iA. Keier -iFreiburg zum Bürger¬
meister gewählt . Von 606 Wahlberechtigten hatten 539 , also
säst 90 Prozent alz; -stimmt . Davon fielen auf Dr . _ Alfred
Kefer 310 und auf den Privatier Emil Nägele 220 Stimmen .
Am Abend versammelten sich zahlreiche Bürger zur Begrü¬
ßung des neuen Bürgermeisters im Hotel Meihburger , in
deren Verlauf Dr . Kefer für das ihm von der Wählerschaft
entgegengebrachte Vertrauen dankte.

UZ . Schluchsee , 18 . Juni . Die Arbeiten am Stauwerk wer¬
den eifrig gefördert . G ^ eüwärtig werden zwei Eingangsstol¬
len gebaut, der eine bei der sogenannten Lochmühle (Blasi¬
wald Loch), der andere bei der sogenannten Schwarzen Bruck
unterhalb Häusern , wo auch das Turbinenhaus zu stehen
kommen wird . Durch die Stollen soll das M̂aterial , welches
beim Kanalbau gsfördert wird , äbtransportiert wevdcn.
' DZ . Donauefchingen, 15. Juni . Im Amtsbezirk Donau -
eschingen sind seit Jahresbeginn 96 im Amtsbezirk wohnhafte
Personen wegen Preistreiberei und unerlaubte « Handels ge¬
richtlich bestraft worden.

Aus der Landeshauptstadt.
Deutsche Central -Bodenkredit-Bereinigung . Die Frist für den
Erwerb der neuen 10—20prozentigen Kommunalschuldver-
schreibungen zum Vorzugskurse von IM Prozent , läuft am
20. Juni ab . Für die Einführung an der Berliner Börse !wird mit der Prospektbefreiung durch den Minister für Han- ;bei und Gewerbe, soweit sestaestellt werden konnte, ebensowie
bei der letzten Emission zu rechnen sein .

Milchpreiserhöhung . Obwohl bei den Verhandlungen , die
wegen Erhöhung des Milcherzeugerpreises in Stuttgart statt¬
gefunden hatten, eine Einigung über die Forderungen der
Landwirtschaft nicht erzielt wurde , haben inzwischen mehrereStädte sich bereit erklärt , ab 20. d. M . die geforderte Er -
'hcihung des Milcherzeugerpreises eintreten zu lassen. Durch
dieses gesonderte Vorgchen einzelner Milchbedarfsstädte ist
nun eine abermalige allgemeine Erhöhung des Milchpreifes
ab 20 . dieses Dkouats unvermeidlich geiivorden , der sich auchdie Stadt Karlsruhe im Interesse der Milchversorgung ihrer
Bevölkerung nicht entziehen kann . Derselbe beträgt 1400 M.
pro Liter .

# Kaninchen-Jungtier -Schau . Die fast unerschwingliche«Fleischpreise drängen diejenigen, welche den nötige,: Platz ha-den. immer mehr dahin, sich der Kaninchenzucht zuzuwenden^.Diesem Zwecke diente auch die am Samstag und Sonntagim Gartensaale der Schremppschen Brauerei vom Kaninchen,zuchtvercin (Stammverein ) Karlsruhe vcranstallete Jüngster -Schau . In starker Zahl und in fast allen Raffen vertreten ,waren die Frühjahrs -Jungtiere zur Schau gebracht. Leider be.einträchtigte die ungünstige Witterung den Allgemeinbesuch,doch erschienen die Züchter in gewohnter Weise. Die Leitungder Schau lag in den Händen des Herrn Stöcker, dem einStab fleißiger Mitarbeiter zur Seite stand, und das Amt desPreisrichters versah Herr Arheidt-Gröhingen , so daß ein autezGelingen der Veranstaltung in Aussicht gestellt werden konnte.Neben den Tieren selbst hatten verschiedene Mitgliederauch Erzeugnisse von Kaninchenfellen ausgestellt und so botdie Schau ein vollkommene? Bild . Auch verschiedene Käufewurden getätigt , wozu die Bewertung die beste Handhabe bot.

, Staat8an3dger .
Bekanntmachung .

Handel mit Metallen .Am 15. Juni 1023 sind die Gesetze über den Verkehr mitunedeln Metallen sowie mit Edelmetallen , Edelsteinen undPerlen vom 11 . Juni 1923 (Reichsgchetzblatt Seite 366 und360s> in Kraft getreten .
Eine Erlaubnis bedarf nach dibsen Gesetzen:a) wer rm Inland Altmetall , Metallbruch oder altes Metall -gerät ohne besonderen Kunst- oder Altertumswert aus un¬edlen Metallen ober unedle Metalle in rohem oder umge-

fchmolzenem Zustand zur gewerblichen Weiterveräußerungauch nach Be - -der Verarbeitung erwerben will ,bj wer gewerbsmäßig ^ mit Edelmetallen , edelmetallhaltigenLegierungen und Rückständen hiervon , Edelsteinen , Halbedel¬steinen , Perlen sowie Gegenständen aus den genannten Stof¬fen, auch in Verbindung mit anderen Stoffen , Handel trei¬ben oder gewerbsmäßig Edelmetalle und edelmetallhalttge Le¬gierungen und Rückstände hiervon schmelzen , probieren oder
scheiden oder aus den Mengen und Verbindungen von Ed :l-
metallabfällen mit Stoffen anderer Art Edelmetalle wiederge¬winnen will .

Zu a und b : Wenn der Gewerbebetrieb durch einen Stell¬vertreter ausgeübt werd :n soll, bedarf auch der Stellvertreterder Erlaubnis .
Perisonen, die im Sinne dieser Bestimmungen ein :n Han¬del, ein Gewerbe oder eine Edelmetallschmelze, Probier - oder

«Scheideanstalt bereits am 1. Januar 1923 betrieben haben , be¬
dürfen , sofern sie bis zum 16 . Juli 1923 die Erteilung der
Erlaubnis beantragt haben, zur Fortführung des Betriebs bis
zur Entscheidung über ihren Antrag keiner Erlaubnis ; aufnach dem 1 . Januar 1928 besonnene Betriebe erstreckt sichdiese Erleichterung nicht.

Anträge auf Erteilung der Erlaubnis sind bei dem Bezirks¬amt der gewerblichen Niederlassung oder, in Ermanglungeiner solchen , des Wohnsitzes zu stellen.
Karlsruhe , den 10. Juni 1923.

Der Minister des Inner ».
I . W . : Leers .

Die auf 1 . Februar und 1 . Mai 1924 heimzuzahlenden
Schuldverschreibungen unserer Eisenbahnanlehen von 1875 und
1900 werden am 2. Juli d. I ., 10 Uhr vorm .» in unserem
Dienstzimmer 122 öffentlich ausgelost.

Karlsruhe , den 19. Juni 1923.
Bad. Staatsschuldenverwaltung .

personeller Teil.
Ernennungen , Versetzungen, Zuruhesetzungrn usw.

der planmäßigen Beamte».

Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern .
Ernannt :

zum Gendarmerie -Kommissär: Gendarmerie -Oberwachtmei»
ster Adolf Kaiser in Offenburg ;

zu Gendarmerie -Oberwachtmeistern: die Gendarmerie -Wacht¬
meister Emil Eckert in Grafenhausen , Adolf Frank in Durbach,
Emil Schindele in Owingen , Karl Albert in Mühlingen .

Zuruhegesetzt auf Ansuchen :
die Gendarmerie -Kommiffäre Andreas Ficht in Karlsruhe »

Josef Hohfelser in Stockach und Gendarmerie -Wachtmeister
Wllhelm Wiedemeier in Kork .

Entlasse« auf Ansuchen :
Gendarmerie -Wachtmeister Eugen Gutmann in Stockach .

Planmäßig angrstellt :
Aufseher Hermann Bellm beim polizeil. Arbeitshaus Kislall .

Gestorben:
Gendarmerie -Oberwachtmeister Wilhelm Pfettfcher in Ba¬

denweiler und Gendarmerie -Wachtmeister Stefan Häßle in
Bruchsal.

Deutsche Central-Büdenkredit-Bereinigung
Preußische Central - Bodenkredit -Akttengesellschaft in Berlin

Deutsche Grundcredit -Bank zu Gotha in Berlin
Rheinisch-WestfälischeBoden-Credit-Bank in Köln

Braunschweig - Hannoversche Hypothekenbank in Hannover
Die Frist zu Voranmeldungen auf

io—r«7.ige
Commnual-Tchuldvcrschrcibungen

zuw Vorzugspreise von 106 '/,
läuft am 20 . Juni ab . Anmeldungen bei obigen Gesellschaften und

allen anderen Bankfirmen. B -562

Badisches Landestheater .
Dienstag , 19 - Juni . 7—9 ' /, Uhr . Sp . I . Abt 9000 M-

Abonnement A 23 .
Th .-Gem .. B.V .B . Nr . 3901 —4000 und 4601 —4800.Die Komödiantin .
SolicnnlJaütn „S .
erbet., kauft Bügler, Berlin,
Potsdamerstraße 38 . »564

MnnMjtii.
Wir suchen zum möglichst

baldigen Eintritt einen
junge » Kaffengehilfe » wel -
cher im Verwaltungs - und

Gemeinderechnungswesen
bewandert ist. Geeignete
Bewerber wollen sich so¬
fort , spätestens bis 1. Juli
ds. IS . bei der Unterzeich¬
neten Stelle schriftlich
melden. IFacharbeiter wer¬
den bevorzugt Bezahlung
nach Gruppe IV der Be-
soldungsordnung . ©.563 .2 .1

Ladeüburg , 13. Juni 1923.
Gemeinderat :

Koch .

MWl AchlspslW
Lütreitige feriitstafeiL

Öffentlich « Zustellung
einer Klage.

<5 .585 .2 .2 Mosbach . Die
Zahnarzt Hans Zimmer
Ehefrau Ilse geb. Lucke,idach
in Wertheim , Prazeßbe -
vollmächtigter: Rechtsan¬
walt Spiegel in Tauber¬
bischofsheim , klagt geg .ihren
Ehemann , z. Zt unbekannt
wo, früher zu Wertheim,
unter der Behauptung , daß
der Beklagte die durch die
Ehe begründeten Pflichten
schwer verletzt habe, mit
dem Anträge auf Schei¬
dung ihrer Ehe auf Kosten
und aus Verschulden des
Beklagten. Die Klägerin
ladet den Beklagten zur
mündlichen Verhandlung
des Rechtsstreites vor die
II . Zivilkammer des Bad .
Landgerichts zu Mosbach
auf Samstag , den 80. Ok¬
tober 1923 , vormittags 10
Uhr, mit der Aufforderung ,
sich durch einen bei diesem
. Gerichte zugelaffenen

Rechtsanwalt als Prozeß -
bevollmächsigten vertreten
zu kaffen . Zum Zwecke

der öffentlichen Zustellungwird dieser Auszug der
Klage bekannt gegeben.

Mosbach. 11. Juni 1923.
Gerichtsschreiberei

des Bad. Landgerichts .

Die Stelle deS
6tabtbaumcijters

ist dahier alsbald neu zu
besetzen . Besol-dungsgvup-
pe VIII , ev. IX , Orts¬
klasse C. ©.559

Geeignete Bewerber
(Hochhautechniker mög¬
lichst mit Baumeisterprü¬
fung und Erfahrung im
Tiefbauwesen ) wollen sich
unter Ŝchilderung ihres
Lebenslaufs und Angabe
ihrer Gehalts - und son¬
stigen Ansprüche unter
Vorlage von Zeugnissen
bis spätestens 8. Juli ds .
Js . melden.
FurtwanKn , 14^Juni 1923 .

Der Bürgermeister .
_ Wild .

MHchllWgMIIIg
Bad . Forstamt Huchen¬

feld in Pforzheim ver¬

steigert gegen Barzahlung
innerhalb eine» Monats
vom Verkaufstag äb aus
Staatswaldungen I . 3, 5
und 7, II . 2 . III . 9, 12
und 25 am Montag , den
25. Juni 1923, im oberen
Saale des Restaurants
„Zum Beckh" am Mavkt-
platz in Pforcheim vor¬
mittags H10 Uhr begin¬
nend : 1430 Festmeter Na¬
delrundhölzer in 70 Lo¬
sen. Auszüge gegen Vor¬
einsendung von 5000 M.
durch das Forstamt . S .587

MWlllMhch -

Staat ! .ForstamtBaden ver¬
kauft freihändig gegen Bar¬
zahlung innerhalb eines
Monats ausdenDistriktenI
und III , Dienftbezirk Forst¬
wart Morlock Baden - West
und Oberforstwart Herr¬
mann in Kuppenheim etwa
1000 km Tannenstämme
und Abschnittealler Klaffen-
Frist zur Einreichung von
Angeboten : 86. Juni 1923 ,
abends 8 Uhr . . Losauszüge
und nähere LIedingungen
durch das Forstamt . S .601

LMMch- UIlD
WeiMbMm -

Mmif .
Das staatliche Forstamt

Kirchzarten b. Freiburg i.
Br . verkauft freihändig
85 Ilhorn III .—VI . Kl.
mit zus . 33,88 km; 6 Ul- ,
men IV . und V . mit 2,18
km und 7 Eschen IV . und
V. mit 3,80 km. 16 St :r
Ahornfcheiter- und Rollen .
I . und III . Klasse . Fichten-
gerbrinde etwa 200 Ster
— etwa 500 Zentner ab
Wald. Angebote auf daS
Laubholz je Festmeter u.
auf die Gerbrinde je Ster
bis Freitag , den 29. Juni
1923 abends 6 Uhr, er¬
beten . Auszüge durchs
Forstamt. _ S .624

Tariferhöhung .
Vom 25 . Juni 1923 an

werden die ermäßigten
Stationsfrachtsätze für
Kalk und Steine im Bin¬
nentarif um 60—110 v . H.
erhöht. Auskunft erteilt
unser Verkehrsbüro . W.661

Karlsruhe , 16 Juni 1923.
Badische Lokal-Eisen¬

bahnen A.-G.
Apmck bti Zettnug ,
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